
 
 
 
 

 
 

Mitteilung an die regionalen Sozialdienste (RSD)  
 
 
Neues Verfahren zur Informationsübermittlung bei Ausrichtung von Sozialhilfe-
leistungen an Ausländerinnen und Ausländer (Art. 97 Abs. 3 AuG und Art. 82 
Abs. 5 VZAE)  
 
Das KSA bittet die RSD um Kenntnisnahme des E-Mails vom 31. Mai 2010 von 
xxxxxxxxxx, Vorsteher des Amtes für Bevölkerung und Migration (BMA), an den 
Sozialdienst ………….. Darin geht es um die Meldung ans BMA von Personen 
ausländischer Herkunft, die Sozialhilfe beziehen und an einer sozialen 
Eingliederungsmassnahme (MIS) teilnehmen.  
 
Sehr geehrter Herr ………. 
 
Infolge Ihres E-Mails habe ich mich mit Herrn Y unterhalten. Wir sind in folgendem Masse mit 
Ihrer Betrachtungsweise einverstanden:  
 
Ausschlaggebend ist Art. 82 Abs. 5 VZAE. Sowohl die besagte Bestimmung wie auch die 
Weisungen vom Dezember 2009 bezeichnen «den Bezug von Sozialhilfe durch Ausländerinnen 
und Ausländer» als Gegenstand einer unaufgeforderten Meldung an die zuständige kantonale 
Ausländerbehörde. Die Meldung wird also durch den Bezug der Sozialhilfe ausgelöst. Weil auch 
eine MIS eine Sozialhilfeleistung ist – wenn auch in Form einer nicht rückerstattungspflichtigen 
materiellen Hilfe – so ist sie unserem Amt zu melden, auch wenn sie nicht rückzahlungspflichtig 
ist. Es wäre wünschenswert, dass der RSD im entsprechenden Formular, unter «eventuelle 
Bemerkungen», darauf hinweist, dass die Person eine MIS besucht. Weil das BMA bei seinen 
Entscheiden die Gesamtheit der Gegebenheiten des jeweiligen Falls berücksichtigen muss, 
stellt die Teilnahme an einer MIS, die dazu beitragen kann, die Sozialhilfeunterstützung zu 
beenden, ein positiveres Element dar als ein rein passives Verhalten.  
 
Mit freundlichen Grüssen  
 
xxxxxxxxxxx  
Vorsteher BMA  

 
 
 
 
Freiburg, 16. Juli 2010  
Kantonales Sozialamt 
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